
 

 

„Zähne zeigen“ für eine präventionsorientierte 
Patientenversorgung 
Kampagne der KZBV mobilisiert Patienten und Praxen 
 
Berlin, 1. Juni 2023 – Mit dem im November letzten Jahres verabschiedeten 

GKV-Finanzstabilisierungsgesetz hat die Bundesregierung die Mittel für 

zahnärztliche Leistungen ab 2023 durch eine strikte Budgetierung begrenzt 

und damit die erforderlichen Finanzmittel für die dringend notwendige und 

erst im Juli 2021 in den GKV-Leistungskatalog aufgenommene neue 

präventionsorientierte Parodontitistherapie entzogen. Das ist sparen auf 

Kosten der Gesundheit der Patientinnen und Patienten. Zugleich stellen die 

Einsparungen eine direkte Gefahr für die flächendeckende zahnärztliche 

Patientenversorgung vor allem in ländlichen und strukturschwachen 

Regionen in Deutschland dar.  

Mit der bundesweiten Kampagne „Zähne zeigen“ macht die 

Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) deshalb gemeinsam mit 

den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen der Länder, im Schulterschluss 

mit der Bundeszahnärztekammer, den Länderzahnärztekammern und 

zahnärztlichen Verbänden auf die Folgen dieser verantwortungslosen Politik 

aufmerksam und ruft alle Patientinnen und Patienten sowie die 

Zahnarztpraxen zum Protest auf. 

„Trotz der einzigartigen Erfolge der Prävention in der zahnärztlichen 

Versorgung und der damit über die letzten Jahrzehnte erzielten 

Einsparungen für das Gesundheitssystem wurden mit dem GKV-

Finanzstabilisierungsgesetz die Mittel für zahnärztliche Leistungen durch 

strikte Budgetierung begrenzt“, sagte Martin Hendges, Vorsitzender des 

Vorstands der KZBV zum Kampagnenstart am 1. Juni. „Das hat 

schwerwiegende Auswirkungen insbesondere auf die neue 

präventionsorientierte Parodontitistherapie. Verlierer sind am Ende unsere 

Patientinnen und Patienten. Dem können wir nicht tatenlos zuschauen. Die 

unverantwortliche und kurzsichtige Budgetierung muss schnellstmöglich 

zurückgenommen werden. Mit unserer Kampagne zeigen wir gemeinsam 

Zähne gegen diese Politik und rufen alle Patientinnen und Patienten sowie 

die Praxen auf, sich an der Aktion zu beteiligen. Am Ende geht es um ihre 

Gesundheit!“, so Hendges. 

„Zentrale Plattform der Kampagne ist die Website zaehnezeigen.info, auf der 

sich Patientinnen und Patienten, aber auch Praxismitarbeiterinnen und 

Praxismitarbeiter über die Folgen des GKV-Finanzstabilisierungsgesetzes 

für die Patientenversorgung informieren können“, so Hendges weiter. 

„Gleichzeitig rufen wir sie dazu auf, sich selbst direkt an ihre eigenen 

regionalen Abgeordneten und politischen Entscheidungsträgerinnen und 

Entscheidungsträger auf Landes- und Bundesebene zu wenden, um darauf 

https://twitter.com/kzbv
https://www.facebook.com/vertragszahnaerzte
https://www.kzbv.de/rss.467.de.rss
https://www.youtube.com/user/diekzbv
https://de.linkedin.com/company/kzbv
https://www.zaehnezeigen.info/


 

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Sie vertritt die Interessen von fast 63.000 Zahnärztinnen und Zahnärzten, die an der 
vertragszahnärztlichen Versorgung teilnehmen. Vertragszahnärzte und in Praxen angestellte 
Zahnärzte bilden eine der größten Facharztgruppen in Deutschland. Die KZBV ist die 
Dachorganisation der 17 Kassenzahnärztlichen Vereinigungen (KZVen) in den Bundesländern. Die 
Aufgaben der KZBV und der KZVen resultieren aus den gesetzlichen Aufträgen im Vierten Kapitel 
des Sozialgesetzbuches V (SGB V). Die KZBV ist stimmberechtigte Trägerinstitution im 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), dem wichtigsten Entscheidungsgremium der 
gemeinsamen Selbstverwaltung. Zusammen mit den Körperschaften und Standesorganisationen 
von Ärzten, Krankenhäusern und Krankenkassen gestaltet die KZBV im G-BA den 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) maßgeblich mit. In Deutschland 
sind rund 90 Prozent der Bevölkerung gesetzlich krankenversichert. Das sind etwa 70 Millionen 
Menschen. Aktuelle Informationen über zahnärztliche Themen erhalten Sie durch unseren 
regelmäßigen Newsletter unter www.kzbv.de/newsletter. 

hinzuweisen, dass die Kostendämpfungspolitik der Patientenversorgung 

schadet und ein Ende finden muss.“ 

In den kommenden Wochen werden bundesweit in Zahnarztpraxen 

Informationsmaterialien unter dem Motto „Zähne zeigen“ mit der Botschaft 

„Diagnose Sparodontose“ auf die Kampagne hinweisen. Konkrete Leitsätze 

thematisieren die drohenden regionalen Versorgungsprobleme („Versorgung 

örtlich betäubt“) und die begrenzten Mittel zur Behandlung der 

Volkskrankheit Parodontitis („Von dieser Gesundheitspolitik bekommt man 

Zahnfleischbluten, Herr Lauterbach“). Leicht verständliche Statements und 

Erklärtexte helfen bei der Vermittlung der konkreten negativen Auswirkungen 

des GKV-Finanzstabilisierungsgesetzes. In den sozialen Medien wird die 

Kampagne unter #zähnezeigen auf Twitter und Instagram fortgeführt. 

 
Hintergrund: Das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz 
Mit der 2022 im GKV-Finanzstabilisierungsgesetz wiedereingeführten 

Budgetierung werden der vertragszahnärztlichen Versorgung vor dem 

Hintergrund deutlicher Kostensteigerungen bei Energie, Material, Löhnen 

und anhaltender Inflation zusätzlich erhebliche Mittel entzogen. Zudem 

wurde die mit den Kostenträgern bereits allseits konsentierte Finanzierung 

der zusätzlichen Behandlungsbedarfe für die neue, präventionsorientierte 

Parodontitis-Therapie kurzer Hand gestrichen. Die Parodontitis ist der 

Hauptgrund für den Verlust von Zähnen bei Erwachsenen, rund 30 Millionen 

Patienten leiden derzeit an der Volkskrankheit. 

Vor diesem Hintergrund – begrenzte Mittel, zunehmende Inflation und 

steigende Preise – entsteht ein toxischer Cocktail für die flächendeckende 

Sicherstellung der zahnärztlichen Versorgung vor allem in ländlichen und 

strukturarmen Regionen in Deutschland. Es drohen Praxisschließungen; 

Praxisübernahmen und Neugründungen werden erschwert. 
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